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Merkblatt 
 
Verkehrssicherung 
 
 
 
 
1. Was bedeutet die allgemeine Verkehrssicherungspflicht? 

Die Verkehrssicherungspflicht besagt, dass derjenige, der auf seinem 
Grundstück einen (öffentlichen) Verkehr eröffnet oder duldet, die allgemeine 
Rechtspflicht hat, die notwendigen Vorkehrungen zum Schutz Dritter zu 
schaffen, also für den verkehrssicheren Zustand zu sorgen. 

 
2. Wann und wo hat der Waldbesitzer die Verkehrssicherungspflicht? 

2.1 Bei Fällungsarbeiten im Bereich von bis zu 2 Baumlängen an 
Forststraßen oder Wanderwegen. 

2.2 Bei Arbeiten an oder auf öffentlichen Straßen. 
2.3 Bei Waldbesitz mit Bäumen im Bereich von öffentlich gewidmeten 

Straßen, Eisenbahnlinien und öffentlichen Parkplätzen. 
2.4 Bei Bäumen an Waldwegen mit erhöhtem Erholungsverkehr, Trimm – 

Dich – Pfaden und Waldlehrpfaden. 
 
3. Welche gesetzliche Grundlagen gibt es für die Verkehrssicherungspflicht? 

 Sie ist mit keinem eigenen Gesetz geregelt. 
 Grundlage für Rechtsentscheidungen sind einzelrichterliche Urteile in 

betreffenden Zivilprozessen 
 Das bedeutet richterliches Einzelfallrecht 
 mit großem Einfluss von Sachverständigen. 
 Grundlage ist die Schadensersatzpflicht für unerlaubte Handlungen nach    

§ 823 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
 Für vorsätzliches oder fahrlässiges,  
 widerrechtliches Verletzen des Rechtsgutes eines Anderen (Rechtsgut = 

Leben, Gesundheit, Eigentum), 
 verletzen der Verkehrssicherungspflicht durch Tun oder Unterlassen. 
 Bei aktuellem Anlass darüber hinaus strafrechtliche Verfolgung bei 

Körperverletzung, Tod, etc.  
 
4. Wann trifft mich als Eigentümer eine Schuld nach BGB? 

 Fahrlässigkeit 
- bedeutet, die im normalen Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 

acht lassend. 
- ignorieren von erkennbaren Anzeichen eines folgenden 

vorhersehbaren schädigenden Ereignisses. 
 Grobe Fahrlässigkeit 

- ist eine Verletzung der verkehrserforderlichen Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße 

- übersieht deutliche Warnhinweise, die zu einem schädigenden 
Ereignis führen können. 

 Vorsatz: 
- bedeutet wissentlich und wollend ein Unrecht begehen. 
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5. Wie kann ich mich vor Schadensersatz und Haftung schützen? 
 Beachten der in einschlägigen Gerichtsurteilen festgelegten Regeln wie 

unten beschrieben. 
 Durchführung der notwendigen regelmäßigen Kontrollen. 
 Unverzügliche Durchführung der Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 

(Beseitigung oder mindestens Sicherung der Gefahrenstelle durch 
geeignete Absperrungen) 

 
Zu 2.1: Fällungsarbeiten im Bereich von Forststraßen oder Wanderwegen: 

 Gefahrenabwehr durch Absperrung der Forststraße weit 
außerhalb des Gefahrenbereiches auf beiden Seiten gem. 
Unfallverhütungsvorschrift (UVV – GUV)mit:  

o Schild Nr. 250 StVO: „Gesperrt für Fahrzeuge aller Art“ 
o Zusätzlich an jeder Seite mit 2 roten Fahnen 
o Mit Zusatzschild: „Holzfällung Durchgang verboten 

Lebensgefahr“ 
o rot – weißem Absperrband, welches den Durchgang 

verhindert. 
 Wenn bei der Fällung im Bereich bis zu 2 Baumlängen die Gefahr 

besteht, dass Bäume oder Baumteile bei der Fällung auf die 
Forststraße fallen: 

o müssen zusätzlich zu vorgenannten Maßnahmen auf beiden 
Seiten außerhalb des Gefahrenbereichs Absperrposten mit 
roten Fahnen stehen. 

 
Zu 2.2: Arbeiten an oder auf öffentlichen Straßen  

(z. B. Verschmutzung von Straßen bei Holzrückung, Lagerung, Fällung im 
Bestand, Fällung von Gefahrenbäumen nach Sicherheitsbegang, etc.) 

 solche Arbeiten sind an der unteren Verkehrsbehörde 
(Landratsamt, Ordnungsamt) anzuzeigen und genehmigen zu 
lassen. 

 Arbeitsstellen müssen nach den an der unteren Verkehrsbehörde 
vorliegenden „Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen 
an Straßen (RSA)“ gesichert werden.  

 Straßensicherungsmaßnahmen sind vor Beginn der Arbeiten an 
der unteren Verkehrsbehörde zu beantragen und nach dem zu 
erstellenden Verkehrszeichenplan und deren Anordnung gem. § 45 
Abs. 1 bis 3 StVO durchzuführen. 

 Der Beginn der Arbeiten ist nach Genehmigung und Anordnung der 
Maßnahme rechtzeitig vorher ( mind. 48 Stunden)anzuzeigen. 

 Der Bauleiter/Verantwortliche hat den Verkehrszeichenplan zur 
Kontrolle direkt an der Baustelle bereitzuhalten und für die 
dementsprechende ordnungsgemäße Absicherung zu sorgen. 

 
Zu 2.3: Waldbesitz mit Bäumen usw. wie oben: 

 Hier gelten die in Urteilen des Bundesgerichtshofes (BGH) 
auszugsweise zitierten Grundsätze zur Verkehrssicherheit bei 
Bäumen: 

 Urteil BGH vom 12.10.1965 und folgende:  
o Eigentümer oder Besitzer von an öffentlichen Straßen 

liegenden Grundstücken sind verpflichtet, schädliche 
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Einwirkungen zu vermeiden, die von Ihren Grundstücken 
ausgehen und den öffentlichen Straßenverkehr gefährden. 

o Der an einen öffentlichen Verkehrsweg angrenzende 
Waldbesitzer ist nach der Rechtssprechung verpflichtet, 
Waldbäume oder Teile davon zu entfernen, wenn sie 
nicht mehr standsicher sind (z.B. Rotfäule, durch Wind 
angehoben, beschädigt, hohes Alter, etc.), Teile 
herabzustürzen drohen (z. B. dürre Äste, unbelaubte 
Kronenteile, etc.), oder von ihnen eine erkennbare andere 
Verkehrsgefährdung ausgeht. 

o Droht z. B. ein durch natürliche Einwirkung lose gewordener 
Felsblock oder ein vom Sturm angeschobener Baum vom 
Waldgrundstück auf die Straße zu fallen, müssen 
unverzüglich die notwendigen Sicherungsmaßnahmen 
getroffen werden. 

o Der vorbeugenden Straßenverkehrssicherungspflicht des 
Waldbesitzers genügt es, wenn in angemessenen 
Zeitabschnitten (etwa jährlich) eine regelmäßige 
Überprüfung der Bestandsränder bis zu einer Tiefe von 2 
Baumlängen in Zusammenarbeit mit einem Beauftragten 
des Straßenbaulastträgers durchgeführt wird.  

o Bei diesen Begängen ist vor allen Dingen auch auf 
Veränderungen wie: Wunden, Risse, Pilzbefall, Zwiesel, 
Aufbauchungen, Wuchsveränderungen, Trockenbereiche in 
der Krone, Bodenveränderungen und Standsicherheit zu 
achten. 

o Die bei diesen gemeinsamen Begängen festgestellten 
Schäden sollten in einer unterschriebenen Niederschrift 
fest gehalten werden und umgehend beseitigt werden. 

o Zusätzliche Kontrollen sind nach möglichen 
Bestandsveränderungen (z. B. Sturm, Eisregen, 
Baumfällungen mit hängenden Ästen, etc.) zu empfehlen.  

 
Zu 2.4: Waldwege mit erhöhtem Erholungsverkehr, usw. wie oben: 

 Es gelten die gleichen Regelungen und Empfehlungen wie bei 2.3. 
 

6. Was sollte die Begangsniederschrift enthalten? 
 Datum 
 Namen und Funktion der Teilnehmer, sowie deren Unterschriften 
 Genaue Bezeichnung des Waldstückes (Flurnummer) und des 

straßenabschnittes 
 Zeitdauer des Beganges 
 Zahl der zu entnehmenden Bäume 
 Beschreibung sonst. Verkehrssicherungsmaßnahmen, z. B. 

freischneiden des Lichtraumprofils, etc.  
 Um die Beseitigung der Gefahrenbäume sicher zu stellen, ist es 

zweckmäßig, diese mit Farbe und laufender Nummer dauerhaft zu 
kennzeichnen. 
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7. Wo kann ich Sicherungsgerät ausleihen? 
 Bei Tiefbaufirmen 
 Bei den Straßenbauhöfen von Gemeinden und Landkreis 

 
 

8. Wie ist die Verkehrssicherung bei Waldpflegeverträgen geregelt? 
 Es ist generell möglich, die Verkehrssicherungspflicht vertraglich 

an einen gemeinnützigen Verein zu übertragen, z, B. WBV. 
o Der Vertragspartner muss die erforderliche fachliche 

Eignung besitzen, sonst besteht ein haftungsbegründendes 
Organisationsverschulden des Waldbesitzers. Weiter müssen 
klare und eindeutige vertragliche Absprachen getroffen 
sein. 

o Der Grundeigentümer hat dennoch die Kontroll- und 
Überwachungspflicht, dass der neue 
Verkehrssicherungspflichtige seiner Pflicht tatsächlich und 
ausreichend nachkommt. 

 
 
Dieses Merkblatt wurde aus veröffentlichten Gerichtsurteilen, aus Artikeln von 

Juristen und Baumsachverständigen, aus der Fachliteratur und aus Anweisungen 
und Schulungsunterlagen der Bayerischen Forstverwaltung zusammengestellt. 

Sie erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
und begründen keinerlei Haftungsansprüche. 

Lichtenfels, 15.01.2007 
Willi Heymann 

Forstlicher Berater WBV 
 


